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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Gesetz zur Änderung des Spielbankgesetzes NRW 
 
 
A Problem 
 
Im Rahmen der praktischen Anwendung hat sich gezeigt, dass die Regelung der Öffnungszei-
ten für den 24. Dezember geändert werden sollte und auch bei einigen anderen Vorschriften 
Ergänzungs- oder Klarstellungsbedarf besteht. Beispielsweise verwendet das Gesetz an meh-
reren Stellen den interpretationsfähigen Begriff „Klassisches Spiel“, ohne zu bestimmen, wel-
che Glücksspiele darunter zu verstehen sind.  
 
B Lösung 
 
Das Spielbankgesetz NRW wird entsprechend angepasst. Die damaligen Öffnungszeiten am 
24. Dezember sollen künftig wieder gelten. Es wird klargestellt, was unter „Klassischem Spiel“ 
im Sinne des Spielbankgesetzes NRW verstanden wird. Im Rahmen von Aufzählungen von 
Glücksspielgeräten wie „Spielautomaten“ wurde der Begriff „Spielgeräte“ ergänzt. Unter den 
Begriff „Spielautomaten“ lassen sich neue Formen des Glücksspiels nicht subsumieren. 
 
C  Alternativen 
 
Alternativen zu der Regelung durch Gesetz bestehen nicht. Ebenfalls keine Alternativen be-
stehen zu den redaktionellen und klarstellenden Änderungen. 
 
D Kosten 
 
Mehrkosten für das Land entstehen durch das Gesetz nicht.  
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium des Innern. Beteiligt sind der Ministerpräsident, das Ministerium 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie, das Ministerium der Finanzen sowie das 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales. 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände 
 
Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemein-
den und Gemeindeverbände. Neue Aufgaben der Gemeinden sind nicht enthalten.  
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G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Auf die Unternehmen und privaten Haushalte bestehen keine unmittelbaren Auswirkungen.  
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes  
 
Der Gesetzentwurf ist einem Gender Mainstreaming unterworfen worden. Geschlechtsspezi-
fische Belange von Männern und Frauen sind nicht berührt. 
 
I Auswirkungen auf Menschen mit Behinderung 
 
Auswirkungen auf Menschen mit Behinderung bestehen nicht. 
 
J  Befristung 
 
Das Gesetz ist nicht befristet.  
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 
 

Gesetz zur Änderung des Spielbankge-
setzes NRW 
 

  

Artikel 1 
 
Das Spielbankgesetz NRW vom 29. Mai. 
2020 (GV. NRW. S. 363), das durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GV. NRW. 
S. 772, ber. S. 1102) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
 

 Gesetz 
über die Zulassung öffentlicher  

Spielbanken im Land 
Nordrhein-Westfalen 

(Spielbankgesetz NRW - SpielbG NRW) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Dem § 2 Absatz 3 werden folgende 

Sätze angefügt: 
 

„Unter Klassischem Spiel im Sinne die-
ses Gesetzes, das in der Regel nur in 
Spielbanken angeboten werden darf, 
werden insbesondere Spiele wie Rou-
lette, Baccara, Black Jack, Trente et 
quarante und Poker jeweils in allen Va-
rianten einschließlich der Ausspielung 
zusätzlicher Jackpots verstanden. Des 
Weiteren zeichnet sich das Klassische 

 § 2 
Zulassung von öffentlichen Spielbanken 

 
(1) Die Errichtung und der Betrieb von öffent-
lichen Spielbanken bedürfen der Konzessio-
nierung nach diesem Gesetz. Genehmi-
gungspflichten nach anderen Rechtsvor-
schriften bleiben unberührt. 
 
(2) Im Land Nordrhein-Westfalen werden un-
ter Berücksichtigung des öffentlichen Kanali-
sierungsauftrags gemäß § 1 Nummer 2 vier 
Spielbanken zugelassen, zwei weitere Spiel-
banken können zugelassen werden. Für alle 
Spielbanken erfolgt die Konzessionierung 
ausschließlich an eine Konzessionsinhabe-
rin oder einen Konzessionsinhaber, wobei 
die Verpflichtung besteht, mindestens vier 
Spielbanken zu betreiben. Die Standorte der 
Spielbanken werden durch das für die 
Glücksspielaufsicht zuständige Ministerium 
im Einvernehmen mit dem für Finanzen zu-
ständigen Ministerium durch Rechtsverord-
nung festgelegt. 
 
(3) Spielbanken haben an jedem Standort 
das Klassische Spiel und das Automaten-
spiel gemäß der nach § 14 Absatz 2 zu er-
lassenden Spielordnung anzubieten. 
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Spiel dadurch aus, dass eine für das 
entsprechende Glücksspiel ausgebil-
dete Person am Tisch in den Spielablauf 
eingebunden ist.“ 

 
2. § 4 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Dem Absatz 1 werden folgende 
Sätze angefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 „Die Erteilung der Konzession und 

alle damit zusammenhängenden 
Verwaltungshandlungen sind ge-
bührenpflichtig. Die Gebührenerhe-
bung erfolgt nach dem Gebühren-
gesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. August 
1999 (GV. NRW. S. 524) in der je-
weils geltenden Fassung in Verbin-
dung mit der Allgemeinen Verwal-
tungsgebührenordnung vom 3. Juli 
2001 (GV. NRW. S. 262) in der je-
weils geltenden Fassung.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 4  
Konzession 

 
(1) Über die Erteilung der Konzession für den 
Betrieb öffentlicher Spielbanken in Nord-
rhein-Westfalen entscheidet das für die 
Glücksspielaufsicht zuständige Ministerium. 
Im Rahmen eines Konzessionsverfahrens 
sind die Bewerberinnen und Bewerber ver-
pflichtet, auf Verlangen des Ministeriums alle 
von ihr angeforderten Unterlagen, die zur 
Entscheidung über einen Konzessionsan-
trag erforderlich sind, einzureichen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Konzession darf nur erteilt werden, 
wenn 
 
1. der Betrieb der Spielbanken den Zielen 

des § 1 nicht zuwiderläuft, 
2.  die Bewerberin oder der Bewerber ein 

schlüssiges Gesamtbetriebskonzept für 
die von der Konzession erfassten Spiel-
banken vorlegt, wonach unter Berück-
sichtigung der Abgaben und zusätzli-
chen Leistungen nach den §§ 19 bis 21 
ein wirtschaftlicher Betrieb der Spiel-
bank zu erwarten ist, 

3.  die eingesetzten Spielgeräte, Spielti-
sche, Automaten, technischen Hilfsmit-
tel und Programme einen ordnungsge-
mäßen Spielverlauf gewährleisten, 

4.  durch den Betrieb der Spielbanken we-
der die öffentliche Sicherheit oder 
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b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ordnung gefährdet noch sonstige öf-
fentliche Belange beeinträchtigt wer-
den, 

5.  die Bewerberin oder der Bewerber ei-
nen Sitz in einem Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union oder einem Vertrags-
staat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum hat, 

6.  die Bewerberin oder der Bewerber, so-
fern sie oder er über keinen Sitz im In-
land verfügt, dem für die Glücksspielauf-
sicht zuständigen Ministerium eine für 
alle Zustellungen bevollmächtigte emp-
fangs- und vertretungsbevollmächtigte 
Person im Inland benennt, die die Zu-
verlässigkeitsvoraussetzungen nach 
Nummer 7 erfüllt und die der deutschen 
Sprache mächtig ist, 

7.  die Bewerberin oder der Bewerber und 
die an dieser oder diesem unmittelbar 
und mittelbar beteiligten Personen so-
wie die für die Bewerberin oder den Be-
werber in verantwortlicher Position täti-
gen Personen im Sinne des § 7 Absatz 
2 Satz 3 die für die ordnungsrechtlich 
und wirtschaftlich einwandfreie Durch-
führung des Spielbankbetriebs erforder-
liche Zuverlässigkeit besitzen; diese 
sind insbesondere dann nicht zuverläs-
sig, wenn ein Grund des § 7 Absatz 2 
Satz 1 oder 2 vorliegt und 

8. die Bewerberin oder der Bewerber we-
der selbst noch durch verbundene Un-
ternehmen unerlaubtes Glücksspiel in 
Deutschland veranstaltet oder vermit-
telt. 

 
(3) Jede Änderung der für die Zuverlässigkeit 
und die Befähigung zum Betrieb von Spiel-
banken maßgeblichen Umstände während 
der Konzessionslaufzeit ist dem für die 
Glücksspielaufsicht zuständigen Ministerium 
unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Die An-
zeigepflicht setzt voraus, dass bei juristi-
schen Personen des Privatrechts die Ände-
rung diejenigen Beteiligungen oder Gesell-
schafterzusammensetzungen betrifft, die 
mehr als 5 Prozent des Grundkapitals halten 
oder mehr als 5 Prozent der Stimmrechte 
ausüben. Dies gilt insbesondere für: 
 
1.  beabsichtigte oder erfolgte Veränderun-

gen der unmittelbaren und mittelbaren 
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 „Bei Änderungen nach Satz 3 Num-

mer 2 und 3 sind die Namen der An-
gehörigen der Mitglieder des Ge-
schäftsführungsorgans bezie-
hungsweise der Gesellschafter ge-
mäß § 15 der Abgabenordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I 
S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2022 (BGBl. I 
S. 2730) geändert worden ist, of-
fenzulegen.“ 

 

Beteiligungen an der Konzessionsinha-
berin oder dem Konzessionsinhaber, 

2.  beabsichtigte oder erfolgte Änderungen 
der Mitglieder des Geschäftsführungs-
organs der Konzessionsinhaberin oder 
des Konzessionsinhabers, 

3.  beabsichtigte oder erfolgte Änderungen 
der Gesellschaftsform oder der Gesell-
schafterzusammensetzung, 

4.  Verurteilungen und Festsetzungen ei-
ner Geldbuße im Sinne des § 7 Absatz 
2 oder 

5.  Umstände, die unter § 7 Absatz 3 Num-
mer 1, 2 oder 3 fallen. 

 
Die Verpflichtungen aus Satz 1 und 2 gelten 
entsprechend für den Zeitraum zwischen An-
tragstellung und Konzessionsvergabe. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Eine Änderung der Gesellschaftsform, 
Änderungen der mittelbaren Gesellschafter 
oder der Gesellschafterzusammensetzung, 
Umwandlungen nach dem Umwandlungsge-
setz, die vollständige oder teilweise Veräu-
ßerung des die Spielbank betreibenden Un-
ternehmens, Vermögensübertragungen, die 
Einfluss auf die Struktur der Konzessionsin-
haberin oder des Konzessionsinhabers ha-
ben, sowie die Einräumung einer stillen Be-
teiligung oder einer Unterbeteiligung jegli-
cher Art bedürfen der vorherigen Zustim-
mung des für die Glücksspielaufsicht zustän-
digen Ministeriums. Die Zustimmung ist zu 
erteilen, wenn zu erwarten ist, dass die 
glücksspielrechtlichen Anforderungen des 
Absatzes 2 auch nach Vollzug der in Satz 1 
genannten Maßnahmen erfüllt bleiben. 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/4341 

 
 

7 

(5) Führt der Vollzug der beabsichtigten 
Maßnahme nach Absatz 4 Satz 1 zu einem 
Gesellschafterwechsel bei der Konzessions-
inhaberin oder dem Konzessionsinhaber, 
darf die Zustimmung nach Absatz 4 zudem 
nur erteilt werden, wenn die neue Gesell-
schafterin oder der neue Gesellschafter an-
gemessene Sicherheit für die Erfüllung der 
Verpflichtungen der Konzessionsinhaberin 
oder des Konzessionsinhabers nach diesem 
Gesetz leistet. 
 
(6) Die Konzession wird befristet für einen 
Zeitraum von höchstens 15 Jahren erteilt. 
Zur Erreichung der in § 1 genannten Ziele 
kann die Konzession Nebenbestimmungen 
enthalten, insbesondere über 
 
1.  besondere Pflichten bezüglich der Er-

richtung und Einrichtung der Spielban-
ken (Mindeststandards), 

2.  die technische Beschaffenheit der Spiel-
geräte, Spieltische, Automaten, techni-
schen Hilfsmittel und Programme, deren 
Inbetriebnahme und Betrieb in den 
Spielbanken, 

3.  allgemeine Anforderungen zu Art und 
Umfang des Glücksspielangebotes an 
allen Standorten einschließlich der hier-
für erforderlichen Spielregeln und Teil-
nahmebedingungen, 

4.  die Aufklärungspflicht über Auszah-
lungsquoten am Gerät, die Suchtrisiken 
der von den Spielbanken angebotenen 
Glücksspiele sowie die Möglichkeiten 
der Beratung und Therapie von Spiel-
süchtigen, 

5.  die Zulässigkeit der Vernetzung der 
Glücksspiele innerhalb einer Spielbank 
oder der Spielbanken untereinander, 

6.  die allgemeinen Beschränkungen der 
Werbung für alle Spielbanken, 

7.  die Abwicklung der finanziellen Ver-
pflichtungen aller Spielbanken, 

8.  allgemeine, standortunabhängige Si-
cherheitsvorkehrungen, einschließlich 
visueller Überwachungsmaßnahmen 
zur Sicherstellung des ordnungsgemä-
ßen Spielablaufs, zur Erfassung des 
Bruttospielertrags und der Tronceinnah-
men und zum Schutz der Spielbankbe-
sucher; Kontrollmechanismen zur Er-
kennung möglicher Manipulationen des 
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Gerätes beziehungsweise der hinterleg-
ten Software, 

9.  Pflichten gegenüber der Steuerverwal-
tung, der Glücksspielaufsicht, und der 
Finanzaufsicht, 

10.  die Auswahl, die Qualifikation und die 
Schulung des Personals der Spielbank 
einschließlich der Spielbankleitung, ins-
besondere, dass sie der deutschen 
Sprache mächtig sein müssen, 

11.  die Verpflichtung zur Bildung eines Risi-
kofonds zur Gewährleistung eines ge-
ordneten Geschäftsbetriebs, insbeson-
dere zur Abdeckung nicht zu versichern-
der Spiel- und Betriebsrisiken, und 

12.  sonstige Pflichten, die bei Errichtung, 
Einrichtung und Betrieb der Spielban-
ken zu beachten sind, wie zum Beispiel 
die Genehmigungspflicht von Sonder-
veranstaltungen oder Umbaumaßnah-
men. 

 
Zur Sicherung des ordnungsrechtlich ein-
wandfreien Betriebs der Spielbanken können 
die Nebenbestimmungen während der Lauf-
zeit ergänzt oder geändert werden. Die Ne-
benbestimmungen enthalten grundsätzliche 
Vorgaben, die für alle Spielbanken gleicher-
maßen gelten. 
 
(7) Die Konzessionsinhaberin oder der Kon-
zessionsinhaber, die an ihr oder ihm unmit-
telbar und mittelbar beteiligten Personen und 
die verantwortlichen Personen im Sinne des 
§ 7 Absatz 2 Satz 3 haben sicherzustellen, 
dass 
 
1.  die Geschäftstätigkeit der Konzessions-

inhaberin oder des Konzessionsinha-
bers entsprechend der handelsrechtli-
chen Aufbewahrungs- und Dokumenta-
tionspflichten offengelegt wird, 

2.  keine Personen am Spiel teilnehmen, 
denen dies nach § 9 Absatz 2 oder 3 
verboten ist, 

3.  die Einhaltung der Jugendschutzanfor-
derungen, der Werbebeschränkungen 
und die Anforderungen an die Aufklä-
rung über Suchtrisiken nach § 4 Absatz 
3 und den §§ 5 und 7 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 vom 29. Oktober 
2020 (GV. NRW. 2021 S. 459) gewähr-
leistet werden, 
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4.  ein Sozialkonzept gemäß § 6 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 vom 
29. Oktober 2020 (GV. NRW. 2021 S. 
459) vorliegt, das regelmäßig evaluiert, 
umgesetzt, weiterentwickelt und unter-
nehmensunabhängig überprüft wird, die 
weiteren Anforderungen des § 6 des 
Glücksspielstaatsvertrags erfüllt werden 
und regelmäßig, mindestens alle zwei 
Jahre, ein Bericht über die Umsetzung 
und Fortentwicklung des Sozialkon-
zepts der Aufsichtsbehörde vorgelegt 
wird, 

5.  weder durch sie selbst noch durch ver-
bundene Unternehmen unerlaubtes 
Glücksspiel in Deutschland veranstaltet 
oder vermittelt wird, 

6.  in der Spielbank ausschließlich zugelas-
sene Glücksspiele unter Einsatz der 
vorgeschriebenen Überwachungssys-
teme veranstaltet werden, 

7.  insbesondere hinsichtlich des Spiel-
bankbetriebes eine transparente und 
strukturierte Unternehmensorganisation 
vorgehalten wird, die eine effektive und 
jederzeitige aufsichtsrechtliche Überwa-
chung durch die zuständige Aufsichts-
behörde gewährleistet, 

8.  die Teilnahme am Sperrsystem nach 
den §§ 8 und 23 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 vom 29. Oktober 2020 
(GV. NRW. 2021 S. 459) und der Aus-
schluss gesperrter Spielerinnen und 
Spieler nach den Bestimmungen des 
Glücksspielstaatsvertrags sichergestellt 
ist, 

9.  der Betrieb der Spielbank ordnungsge-
mäß und für die Spielerinnen und Spie-
ler sowie für die Aufsichtsbehörden 
nachvollziehbar durchgeführt wird, 

10.  der Finanzaufsicht und der Glücks-
spielaufsicht jederzeit Zutritt zu allen 
Räumen der Spielbank gewährt wird, 

11.  der Finanzaufsicht jederzeit Einblick in 
alle für die Wahrnehmung der Aufgaben 
der Finanzaufsicht erforderlichen Unter-
lagen und Aufzeichnungen, insbeson-
dere Geschäftsbücher, Bankunterlagen, 
Videoaufzeichnungen, Aufzeichnungen 
der Gerätesoftware und der Kontrollme-
chanismen gewährt wird und ihr ein ei-
gener und von der Konzessionsinhabe-
rin oder dem Konzessionsinhaber 
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unabhängiger Videoauswertungsplatz 
zur Verfügung gestellt wird, 

12.  alle von der Glücksspielaufsicht oder 
der Finanzaufsicht geforderten Siche-
rungsmaßnahmen für das ordnungsge-
mäße Spiel, wie zum Beispiel Aufzeich-
nungssysteme, Kartenmischmaschinen 
oder Geldscheinakzeptoren, ange-
schafft und betrieben werden, 

13.  das Personal, das direkt oder indirekt 
Bezug zu den von der Spielbank ange-
botenen Glücksspielen oder direkten 
Kontakt zu den Spielerinnen und Spie-
lern hat, die glücksspielrechtliche Zuver-
lässigkeit besitzt, 

14. für das Spielbankunternehmen in ver-
antwortlicher Position Beauftragte für 
die Suchtprävention und -bekämpfung, 
den Jugend- und Spielerschutz, die 
Spielbank- und Spielbetriebssicherheit 
und die Innenrevision bestellt werden, 
die die jeweils erforderliche Qualifikation 
besitzen und laufend fortgebildet wer-
den, 

15.  ein ordnungspolitischer Beirat nach 
Maßgabe des § 8 bestellt wird sowie 

16.  der Spielbetrieb unverzüglich nach Kon-
zessionserteilung aufgenommen wird. 

 
3. § 7 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Wör-
ter „1 des Gesetzes vom 12. De-
zember 2019 (BGBl. I S. 2637)“ 
durch die Wörter „3 Absatz 3 des 
Gesetzes vom 4. Januar 2023 
(BGBl. I Nr. 10)“ ersetzt. 

 § 7  
Übertragbarkeit und Widerruf der  

Konzession 
 

(1) Die Konzession und die Betriebserlaub-
nisse sind nicht übertragbar. Sie dürfen 
nicht, auch nicht teilweise, Dritten zur Aus-
übung überlassen werden. Eine Übertragung 
der Konzession kann auf Antrag der Konzes-
sionsinhaberin oder des Konzessionsinha-
bers ausnahmsweise durch das für die 
Glücksspielaufsicht zuständige Ministerium 
zugelassen werden, wenn im Zuge einer Un-
ternehmensumstrukturierung innerhalb der 
mit der Konzessionsinhaberin oder dem 
Konzessionsinhaber verbundenen Unter-
nehmen im Sinne der §§ 15 bis 19 des Akti-
engesetzes vom 6. September 1965 (BGBl. I 
S. 1089), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 
2637) geändert worden ist, ein anderes Un-
ternehmen an die Stelle der bisherigen Kon-
zessionsinhaberin oder des Konzessionsin-
habers treten soll und dieses andere, die 
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b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geän-

dert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 
werden die Wörter „3 des Ge-
setzes vom 30. November 
2020 (BGBl. I S. 2600)“ durch 
die Wörter „31 des Gesetzes 
vom 5. Oktober 2021 (BGBl. I 
S. 4607)“ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Konzession übernehmende Unternehmen 
die Voraussetzungen des § 4 Absatz 2 und 
die ursprünglich festgelegten Anforderungen 
an die Eignung erfüllt. Eine Überlassung ein-
zelner Betriebserlaubnisse zur Ausübung an 
Dritte kann auf Antrag der Konzessionsinha-
berin oder des Konzessionsinhabers aus-
nahmsweise durch das für die Glücks-
spielaufsicht zuständige Ministerium zuge-
lassen werden, wenn diese an eine Gesell-
schaft erfolgt, an deren Kapital- oder Gesell-
schaftsvermögen die Konzessionsinhaberin 
oder der Konzessionsinhaber ausschließlich 
beteiligt ist. 
 
(2) Die Konzession soll von dem für die 
Glücksspielaufsicht zuständigen Ministerium 
widerrufen werden, wenn die Konzessionsin-
haberin oder der Konzessionsinhaber oder 
eine Person, deren Verhalten nach Satz 3 
dem Unternehmen der Konzessionsinhabe-
rin oder des Konzessionsinhabers zuzurech-
nen ist, rechtskräftig verurteilt oder eine 
Geldbuße gemäß § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 
(BGBl. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 30. November 2020 
(BGBl. I S. 2600) geändert worden ist, 
rechtskräftig festgesetzt worden ist, wegen 
einer Straftat nach: 
 
1.  § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung 

krimineller Vereinigungen), § 129a des 
Strafgesetzbuchs (Bildung terroristi-
scher Vereinigungen) oder § 129b des 
Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terro-
ristische Vereinigungen im Ausland, 
Einziehung), 

2.  § 89c des Strafgesetzbuchs (Terroris-
musfinanzierung) oder wegen der Teil-
nahme an einer solchen Tat oder wegen 
der Bereitstellung oder Sammlung fi-
nanzieller Mittel in Kenntnis dessen, 
dass diese finanziellen Mittel ganz oder 
teilweise dazu verwendet werden oder 
verwendet werden sollen, eine Tat nach 
§ 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafge-
setzbuchs (Vorbereitung einer schwe-
ren staatsgefährdenden Gewalttat) zu 
begehen, 
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bb) In Nummer 14 werden die 

Wörter „in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Ok-
tober 2002 (BGBl. I S. 3866; 
2003 I S. 61) in der jeweils 

3.  § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwä-
sche, Verschleierung unrechtmäßig er-
langter Vermögenswerte), 

4.  § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), 
5.  § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventi-

onsbetrug), soweit sich die Straftat ge-
gen den Haushalt der Europäischen 
Union oder gegen Haushalte richtet, die 
von der Europäischen Union oder in ih-
rem Auftrag verwaltet werden, 

6.  § 266 des Strafgesetzbuchs (Untreue), 
7.  § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestech-

lichkeit und Bestechung im geschäftli-
chen Verkehr), §§ 299a (Bestechlichkeit 
im Gesundheitswesen) und 299b des 
Strafgesetzbuchs (Bestechung im Ge-
sundheitswesen), 

8.  § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestech-
lichkeit und Bestechung von Mandats-
trägern), 

9.  den §§ 333 (Vorteilsgewährung) und 
334 des Strafgesetzbuchs (Beste-
chung), jeweils auch in Verbindung mit 
§ 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländi-
sche und internationale Bedienstete), 

10.  Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämp-
fung internationaler Bestechung vom 
10. September 1998 (BGBl. 1998 II S. 
2327), das durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 20. November 2015 (BGBl. I S. 
2025) geändert worden ist, (Bestechung 
ausländischer Abgeordneter im Zusam-
menhang mit internationalem geschäft-
lichen Verkehr), 

11.  den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 
232b bis 233a des Strafgesetzbuchs 
(Menschenhandel, Zwangsprostitution, 
Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeits-
kraft, Ausbeutung unter Ausnutzung ei-
ner Freiheitsberaubung), 

12. den §§ 146, 147 des Strafgesetzbuchs 
(Geldfälschung, Inverkehrbringen von 
Falschgeld), 

13.  den §§ 284, 287 des Strafgesetzbuchs 
(unerlaubte Veranstaltung eines 
Glücksspiels, unerlaubte Veranstaltung 
einer Lotterie oder einer Ausspielung) o-
der 

14. den § 370 der Abgabenordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. 
Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I 
S. 61) in der jeweils geltenden Fassung, 
soweit die Straftat die Hinterziehung von 
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geltenden Fassung“ gestri-
chen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Steuern betrifft, die in Ausübung der 
Konzession entstanden sind. 

 
Einer Verurteilung oder der Festsetzung ei-
ner Geldbuße im Sinne des Satzes 1 stehen 
eine Verurteilung oder die Festsetzung einer 
Geldbuße nach den vergleichbaren Vor-
schriften anderer Staaten gleich. Das Verhal-
ten einer rechtskräftig verurteilten Person ist 
dem Unternehmen der Konzessionsinhabe-
rin oder des Konzessionsinhabers zuzurech-
nen, wenn diese Person als für die Leitung 
des Unternehmens verantwortlich gehandelt 
hat, dazu gehört auch die Überwachung der 
Geschäftsführung oder die sonstige Aus-
übung von Kontrollbefugnissen in leitender 
Stellung. Von einem Widerruf nach Satz 1 
darf nur dann abgesehen werden, wenn dies 
aus Gründen zwingenden öffentlichen Inte-
resses geboten ist oder ein Widerruf unver-
hältnismäßig wäre. 
 
(3) Die Konzession kann von dem für die 
Glücksspielaufsicht zuständigen Ministerium 
widerrufen werden, insbesondere wenn 
 
1.  die Konzessionsinhaberin oder der Kon-

zessionsinhaber den Verpflichtungen 
zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder 
Beiträgen zur Sozialversicherung nicht 
nachgekommen ist und dies durch eine 
rechtskräftige Gerichts- oder bestands-
kräftige Verwaltungsentscheidung fest-
gestellt wurde, 

2.  die Konzessionsinhaberin oder der Kon-
zessionsinhaber nachweislich gegen 
geltende umwelt-, sozial- oder arbeits-
rechtliche Verpflichtungen verstoßen 
hat, 

3.  die Konzessionsinhaberin oder der Kon-
zessionsinhaber zahlungsunfähig ist, 
über das Vermögen des Unternehmens 
ein Insolvenzverfahren oder ein ver-
gleichbares Verfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist, die Eröffnung eines 
solchen Verfahrens mangels Masse ab-
gelehnt worden ist, sich das Unterneh-
men im Verfahren der Liquidation befin-
det oder seine Tätigkeit eingestellt hat, 

4.  die Konzessionsinhaberin oder der Kon-
zessionsinhaber im Rahmen der berufli-
chen Tätigkeit nachweislich eine 
schwere Verfehlung begangen hat, 
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c) In Absatz 3 Nummer 7 werden die 
Wörter „1 des Gesetzes vom 
18. Januar 2021 (BGBl. I S. 2s)“ 
durch die Wörter „2 des Gesetzes 
vom 19. Juli 2022 (BGBl. I S. 1214)“ 
ersetzt. 

 

durch die die Integrität des Unterneh-
mens infrage gestellt wird, 

5.  die Konzessionsinhaberin oder der Kon-
zessionsinhaber eine Anforderung der 
Konzessionen nicht erfüllt hat, 

6.  die Konzessionsinhaberin oder der Kon-
zessionsinhaber über wesentliche, für 
die Konzessionierung maßgebliche Tat-
sachen getäuscht oder Auskünfte zu-
rückgehalten hat oder 

7.  die Gründe des Absatzes 2 oder der 
Nummern 1 bis 4 bei einem mit der Kon-
zessionsinhaberin oder dem Konzessi-
onsinhaber verbundenen Unternehmen 
im Sinne des § 36 Absatz 2 Satz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. Juni 2013 
(BGBl. I S. 1750, 3245), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. 
Januar 2021 (BGBl. I S. 2s) geändert 
worden ist, vorliegen. 

 
(4) Liegen die Voraussetzungen des Ab-
satz 2 oder 3 hinsichtlich der Personen vor, 
die von der Konzessionsinhaberin oder dem 
Konzessionsinhaber in verantwortlicher Po-
sition entsprechend Absatz 2 Satz 3 zur Lei-
tung einer Spielbank eingesetzt worden sind, 
ist die Konzessionsinhaberin oder der Kon-
zessionsinhaber verpflichtet, die Beschäfti-
gungsverhältnisse zu beenden. Bei einem 
Verstoß gegen diese Verpflichtung kann das 
für die Glücksspielaufsicht zuständige Minis-
terium die Betriebserlaubnis für diese Spiel-
bank widerrufen. In besonders gravierenden 
Fällen kann der Widerruf auf die Konzession 
erstreckt werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 9 
Zugangskontrolle, Jugend- und  

Spielerschutz, Spielverbote, Öffnungs-
zeiten, Besucherdatei 

 
(1) Die Spielbanken überprüfen die Identität 
und das Alter der Besucherinnen und Besu-
cher, bevor sie ihnen Zutritt gewähren. Die 
Einlasskontrolle ist bei jedem Einlass erneut 
durchzuführen, auch wenn die betreffende 
Person an diesem Tag die jeweilige Spiel-
bank bereits betreten hatte. Zur Einlasskon-
trolle wird in jeder Spielbank eine Besucher-
datei geführt. In dieser werden die Daten der 
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Besucherinnen und Besucher gespeichert. 
Zusätzlich werden die Daten der vom Spiel 
ausgeschlossenen Personen des Absatzes 
3 Satz 1 Nummer 1 bis 5 gespeichert. 
 
(2) Der Aufenthalt in den Spielbanken und 
die Teilnahme am Spiel ist minderjährigen 
Personen und den nach § 10 Absatz 2 oder 
3 gesperrten Spielerinnen oder Spielern 
nicht gestattet. 
 
(3) Von der Teilnahme am Spiel sind darüber 
hinaus ausgeschlossen: 
 
1. Personen, die der Konzessionsinhabe-

rin oder dem Konzessionsinhaber als 
Gesellschafterin oder Gesellschafter, 
Mitglied eines Organs oder der Ge-
schäftsführung angehören oder sons-
tige verantwortliche Personen der Kon-
zessionsinhaberin oder des Konzessi-
onsinhabers im Sinne des § 7 Absatz 2 
Satz 3, 

2.  Personen, die in einem Arbeits- oder Ar-
beitnehmerüberlassungsverhältnis zu 
der Konzessionsinhaberin oder dem 
Konzessionsinhaber stehen, 

3.  die Inhaberinnen oder Inhaber von Wirt-
schaftsbetrieben in den Spielbanken 
und die dort beschäftigten Personen, 

4.  die mit der Aufsicht über eine der Spiel-
banken beauftragten Bediensteten und 

5.  die Ehegattinnen und Ehegatten sowie 
die eingetragenen Lebenspartnerinnen 
und Lebenspartner der in den Nummern 
1 bis 3 genannten Personen. 

 
Die Personen nach Nummer 1 bis 3 sind ver-
pflichtet, Änderungen hinsichtlich der für den 
Ausschluss ursächlichen Tatsachen unver-
züglich der Konzessionsinhaberin oder dem 
Konzessionsinhaber mitzuteilen. Die Kon-
zessionsinhaberin oder der Konzessionsin-
haber ist verpflichtet, insoweit für eine per-
manente Aktualisierung der Besucherdatei 
nach Absatz 1 in der Spielbank zu sorgen 
und angezeigte Änderungen unverzüglich 
einzuarbeiten. Die Aufsichtsbehörden sind 
berechtigt, zur Überprüfung der ordnungsge-
mäßen Durchführung der Einlasskontrolle 
Tests mit minderjährigen Personen durch ei-
genes Personal oder durch einen von ihnen 
beauftragten Dritten durchzuführen. Die 
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Kosten sind von der Konzessionsinhaberin 
oder dem Konzessionsinhaber zu tragen. 
 
(4) Die Durchsetzung der Verbote nach den 
Absätzen 2 und 3 ist durch geeignete Maß-
nahmen, beispielsweise durch eine automa-
tisierte Kontrolle des Ausweises oder eine 
vergleichbare Identitätskontrolle und Ab-
gleich mit der Sperrdatei nach § 10 Absatz 1 
Satz 2 und der Besucherdatei nach Absatz 1 
zu gewährleisten. Zur Verwirklichung der 
Durchsetzung der Verbote nach den Absät-
zen 2 und 3 dürfen personenbezogene Da-
ten in dem für die Feststellung der Zugehö-
rigkeit zu einer der dort genannten Gruppen 
erforderlichen Umfang unter Beachtung der 
datenschutzrechtlichen Anforderungen ver-
arbeitet werden. 
 
(5) Zur Vermeidung von Manipulationen 
muss bei jedem Vorgang an der Kasse, bei 
dem Wechselungen erfolgen, eine Kontrolle 
der Identität der Besucherin oder des Besu-
chers anhand von offiziellen Legitimations-
papieren erfolgen. Die Vorlage allein der Ein-
trittskarte ist nicht ausreichend. 
 
(6) Das Aufstellen, Bereithalten oder die Dul-
dung von technischen Geräten zur Bar-
geldabhebung, insbesondere EC- oder Kre-
ditkartenautomaten in den Spiel- und Auto-
matensälen und allen sonstigen Flächen und 
Räumlichkeiten, die sich hinter der Einlass-
kontrolle befinden, sind nicht gestattet. 
 
(7) Bedienstete der Spielbank und Bediens-
tete der Wirtschaftsbetriebe der Konzessi-
onsinhaberin oder des Konzessionsinhabers 
in den jeweiligen Spielbanken dürfen Besu-
cherinnen oder Besuchern der Spielbank 
zum Zweck der Teilnahme an Glücksspielen 
keinen Kredit gewähren oder durch Beauf-
tragte gewähren lassen. Gleiches gilt für die 
Konzessionsinhaberin oder den Konzessi-
onsinhaber und deren oder dessen vertre-
tungsbefugte Personen. Eine unentgeltliche 
Spielteilnahme ist, mit Ausnahme an Son-
derveranstaltungen, verboten. Sonderveran-
staltungen bedürfen eines rechtzeitig zuvor 
gestellten schriftlichen Antrags und einer Ge-
nehmigung durch das für die Glücksspielauf-
sicht zuständige Ministerium. Sie sind der Fi-
nanzaufsicht rechtzeitig, mindestens jedoch 
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4. § 9 Absatz 8 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„Die Spielbanken bleiben geschlossen 
am Karfreitag bis einschließlich 6 Uhr 
des Folgetags, am Volkstrauertag, an 
Allerheiligen und am Totensonntag je-
weils von 5 bis 24 Uhr, am 24. Dezem-
ber von 4 bis 24 Uhr und am 25. Dezem-
ber ganztägig.“ 

 

vier Wochen vor Veranstaltungsbeginn, 
schriftlich mitzuteilen. Jetons, Spielmarken 
und andere, zur Teilnahme an Glücksspielen 
ausgegebene Guthabenkarten, dürfen nur 
auf den ausgewiesenen Gegenwert ausge-
geben werden. Das kostenlose oder verbil-
ligte Wechseln von Bargeld in Jetons, Spiel-
marken oder Guthabenkarten ist verboten. 
Rabatt- und Boni- Aktionen bedürfen der Ge-
nehmigung. Die Spielbanken sind nicht be-
rechtigt, Auszahlungen aufgrund des Last-
schriftverfahrens oder sonstiger Formen der 
Kreditierung zu leisten. 
 
(8) Die Spielbanken bleiben geschlossen am 
Karfreitag (bis einschließlich 6 Uhr des Fol-
getags), am Volkstrauertag, an Allerheiligen 
und am Totensonntag jeweils von 5 bis 24 
Uhr sowie am 24. und 25. Dezember. Dar-
über hinaus legt die Spielbankleitung die Öff-
nungszeiten fest. Diese sind an den Zielen 
des § 1 auszurichten und beziehen sich auf 
das Klassische Spiel und das Automaten-
spiel, wobei gestaffelte Öffnungszeiten zwi-
schen Klassischem Spiel und Automaten-
spiel grundsätzlich zulässig sind, soweit und 
solange die Verpflichtung nach § 2 Absatz 3 
eingehalten wird. Die Öffnungszeiten sind an 
den Eingängen bekannt zu geben. Änderun-
gen der Öffnungszeiten sind der Genehmi-
gungsbehörde schriftlich anzuzeigen und der 
Finanzaufsicht rechtzeitig, mindestens je-
doch zwei Monate vorher, schriftlich mitzutei-
len. Für tageweise Änderungen ist eine 
schriftliche Mitteilung einen Monat vorher 
ausreichend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 13 
Aufsicht 

 
(1) Das für die Glücksspielaufsicht zustän-
dige Ministerium übt die Aufsicht über die 
Spielbanken aus, soweit die Absätze 9 bis 11 
nichts anderes bestimmen. Die Aufsicht hat 
den Schutz der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung vor Gefahren, die vom Spielbank-
betrieb ausgehen, zu gewährleisten und si-
cherzustellen, dass die für den Betrieb der 
Spielbank geltenden Rechtsvorschriften und 
die in der Spielordnung und den Konzessio-
nen enthaltenen Bestimmungen eingehalten 
werden. 
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5. In § 13 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 wer-

den nach dem Wort „Betriebsdaten“ die 
Wörter „der Spielgeräte,“ eingefügt. 

 

(2) Das für die Glücksspielaufsicht zustän-
dige Ministerium trifft seine Maßnahmen 
nach pflichtgemäßem Ermessen. Es ist ins-
besondere berechtigt, 
 
1.  den gesamten Betrieb der Spielbank zu 

überwachen und zu überprüfen und sich 
hierbei auch Dritter zu bedienen, 

2.  alle dem Betrieb der Spielbanken die-
nenden Räume zu betreten, Prüfungen 
und Besichtigungen vorzunehmen und 
die geschäftlichen Unterlagen der Kon-
zessionsinhaberin oder des Konzessi-
onsinhabers einzusehen und 

3.  die erstmalige Inbetriebnahme, die Wie-
derinbetriebnahme nach Änderung der 
Spiel- oder Sicherheitstechnik, insbe-
sondere nach Hard- oder Software-Up-
grades, und die Löschung wesentlicher 
Betriebsdaten der Spielautomaten und 
gegebenenfalls der Spieltische von sei-
ner Zustimmung und gegebenenfalls 
von einem Gutachten einer unabhängi-
gen Prüfstelle, auf Kosten der Konzes-
sionsinhaberin oder des Konzessionsin-
habers, abhängig zu machen. 

 
Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt. 
 
(3) Das für die Glücksspielaufsicht zustän-
dige Ministerium kann ferner jederzeit 
 
1. unverzügliche Auskunft über den ge-

samten Betrieb der Spielbank verlan-
gen, 

2.  den Spielbetrieb ganz oder teilweise un-
tersagen und 

3.  Spielgeräte, Spieltische, Spielautoma-
ten, technische Anlagen und Teile hier-
von außer Betrieb nehmen, versiegeln 
sowie Geräte und Hilfsmittel sicherstel-
len, soweit dies zur Vollstreckung von 
Anordnungen erforderlich ist, insbeson-
dere wenn der begründete Verdacht be-
steht, dass die Geräte nicht ordnungs-
gemäß funktionieren. 
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(4) Widerspruch und Klage gegen Verwal-
tungsakte nach den Absätzen 2 und 3 haben 
keine aufschiebende Wirkung. Die Kosten 
für die Inanspruchnahme Dritter im Rahmen 
von Aufsichtsmaßnahmen sind von der Kon-
zessionsinhaberin oder dem Konzessionsin-
haber zu tragen. 
 
(5) Das für die Glücksspielaufsicht zustän-
dige Ministerium kann einzelne Aufsichtsbe-
fugnisse auf andere Behörden übertragen. 
 
(6) Die Konzessionsinhaberin oder der Kon-
zessionsinhaber ist verpflichtet, dem für die 
Glücksspielaufsicht zuständigen Ministerium 
innerhalb von sechs Monaten nach Ende ei-
nes jeden Kalenderjahres einen von einem 
Wirtschaftsprüfer geprüften Jahresab-
schluss nebst Lagebericht und den Prü-
fungsbericht des Wirtschaftsprüfers vorzule-
gen. 
 
(7) Die Konzessionsinhaberin oder der Kon-
zessionsinhaber unterwirft sich einem im 
Rechtsverkehr anerkannten Corporate 
Governance Kodex, zeigt diesen dem für die 
Glücksspielaufsicht zuständigen Ministerium 
an und macht ihn öffentlich zugänglich. 
 
(8) Für die eingesetzten Überwachungssys-
teme ist auf Verlangen des für die Glücks-
spielaufsicht zuständigen Ministeriums der 
Nachweis zu erbringen, dass die Bestim-
mungen dieses Gesetzes, der Spielordnung, 
der Spielbankkonzession, der Betriebser-
laubnisse sowie der zu diesem Gesetz er-
gangenen Rechtsverordnungen eingehalten 
werden. 
 
(9) Der Spielbetrieb sowie die Ermittlung des 
Bruttospielertrags werden durch die Finanz-
verwaltung in entsprechender Anwendung 
des § 147 Absatz 6 und der §§ 210 und 211 
der Abgabenordnung sowie durch Einsicht-
nahme in Videoaufzeichnungen, Automaten- 
und Spieltischdaten, Kontrollmechanismen 
sowie Dokumentationen zu den Hinweismit-
teilungen aus dem Table Management Sys-
tem am Spielort laufend überwacht (Finanz-
aufsicht). Der Finanzaufsicht sind zur Aufga-
benerfüllung von der Konzessionsinhaberin 
oder dem Konzessionsinhaber der Zugriff 
auf das Videoaufzeichnungssystem, 
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Monitore und ein Bedienpult für die Video-
überwachung nach Maßgabe des § 12 Ab-
satz 1 in den ihr zur Verfügung zu stellenden 
Räumen einzurichten. Die Finanzaufsicht hat 
dadurch einen uneingeschränkten und von 
der Konzessionsinhaberin oder dem Kon-
zessionsinhaber unabhängigen Zugriff auf 
Tischkameras, die das Spielgeschehen der 
Spiele des Klassischen Spiels vollständig 
aufzeichnen, sowie auf die Kameras im Zähl-
raum, die die Zähl- und Abrechnungsvor-
gänge vollständig aufzeichnen. § 12 Absatz 
1 Satz 4 bleibt unberührt. Das Table Ma-
nagement System muss der Finanzaufsicht 
insbesondere Meldung geben können über 
Wechselungen zwischen Spieltisch und Pit-
kasse, über die Zuführung von Jetons aus 
der Zentralkasse an den Spieltisch, über die 
Rückführung von Jetons vom Spieltisch zur 
Zentralkasse, über Bargeldwechselungen 
am Spieltisch, die den Betrag von 2 000 Euro 
übersteigen sowie über Gewinnmitnahmen 
und Spielverluste am Spieltisch, die den Be-
trag von 5 000 Euro übersteigen. Die Finanz-
verwaltung kann sich dabei auch Dritter be-
dienen. Der Finanzaufsicht sind zur Gewähr-
leistung einer ordnungsgemäßen Durchfüh-
rung der Aufsicht angemessene Räume zur 
alleinigen Nutzung zur Verfügung zu stellen, 
die nur mit Zustimmung der Finanzaufsicht 
betreten werden dürfen. Die Absätze 2 bis 4 
gelten entsprechend. Das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 
des Grundgesetzes) wird insoweit einge-
schränkt. 
 
(10) Das für Finanzen zuständige Ministe-
rium übt die Steueraufsicht und die Aufsicht 
über die zusätzlichen Leistungen aus und er-
lässt die hierfür erforderlichen Regelungen. 
Es kann insbesondere die Maßnahmen tref-
fen, die zur Sicherung der Spielbankabgabe 
und der zusätzlichen Leistungen erforderlich 
sind. 
 
(11) Der Spielbetrieb darf nur bei Anwesen-
heit der Finanzaufsicht eröffnet und durchge-
führt werden. 
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(12) Für den Informationsaustausch zwi-
schen den für die Finanz- und Glücks-
spielaufsicht zuständigen Stellen gilt § 30 der 
Abgabenordnung mit der nachfolgenden 
Maßgabe. Die Landesfinanzbehörden im 
Sinne von § 2 Absatz 1 des Finanzverwal-
tungsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 
1202) in der jeweils geltenden Fassung sind 
berechtigt, das für die Glücksspielaufsicht 
zuständige Ministerium über im Rahmen der 
Finanzaufsicht erlangte Kenntnisse zu unter-
richten, die auch für die Wahrnehmung der 
Aufsichtspflichten der Glücksspielaufsicht er-
forderlich sind. Das für die Glücksspielauf-
sicht zuständige Ministerium ist berechtigt, 
erlangte Kenntnisse gegenüber den Landes-
finanzbehörden nach Satz 2 zu offenbaren, 
soweit die Offenbarung der Durchführung ei-
nes abgabenrechtlichen Verfahrens dient. 
Das für die Glücksspielaufsicht zuständige 
Ministerium und die Landesfinanzbehörden 
nach Satz 2 sind ferner berechtigt, erlangte 
Kenntnisse den Strafverfolgungsbehörden 
mitzuteilen, soweit die Offenbarung der 
Durchführung von Straf- oder Ordnungswid-
rigkeitenverfahren dient. 
 

 
 
 
 
6. § 14 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Nummer 2 wird nach den Wör-
tern „Spielerschutz-Gründen an 
die“ das Wort „Spielgeräte,“ und 
nach den Wörtern „Inbetriebnahme 
von“ das Wort „Spielgeräten,“ ein-
gefügt. 

 
 
 
 

 § 14 
Verordnungsermächtigungen,  

Spielordnung 
 

(1) Das für die Glücksspielaufsicht zustän-
dige Ministerium wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit den für Gesundheit und für Fi-
nanzen zuständigen Ministerien durch 
Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen 
darüber, 
 
1.  welche Daten in der Automatenprotokol-

lierung zu erfassen sind und wie diese 
Daten der Finanzaufsicht zur Verfügung 
gestellt werden müssen, 

2.  welche Anforderungen aus Spieler-
schutz-Gründen an die Spielautomaten 
und die Spieltische zu stellen sind, ins-
besondere hinsichtlich der Kontrolle 
durch das Personal und der Angabe von 
Auszahlungsquoten der einzelnen Auto-
maten sowie eines ausreichenden Per-
sonaleinsatzes und wie die erste Inbe-
triebnahme von Spielautomaten oder 
von Spielsoftware durchgeführt wird, 
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b) In Nummer 4 werden vor dem Wort 

„Spielautomaten“ die Wörter „Spiel-
geräten und“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c) In Nummer 7 wird die Angabe „12“ 

durch die Angabe „14“ ersetzt. 
 

3.  welche Daten in der Störerdatei im 
Sinne des § 10 Absatz 1 zu speichern 
sind, welche Löschungsfristen gelten 
und unter welchen Voraussetzungen 
diese Daten an Spielbanken in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum sowie der 
Schweiz übermittelt werden dürfen, 

4.  welche Aufgaben die Finanzaufsicht 
vor, während und nach dem Spielbe-
trieb hat, insbesondere die Sicherstel-
lung des regelgerechten Spielablaufs, 
die zutreffende Gewinnauszahlung im 
Automaten- und Klassischen Spiel, die 
Kontrolle von Geldbewegungen, die 
Überwachung der Abrechnungen die 
Ermittlung des Bruttospielertrags, bei 
Spielautomaten auch die Außerbetrieb-
nahme, 

5.  welche Sicherungsmaßnahmen erfor-
derlich sind, insbesondere wie und wo 
die Spielmarkenbestände aufzubewah-
ren sind, welche technischen Hilfsmittel 
im Automatenspiel und im Klassischen 
Spiel eingesetzt werden müssen und 
wie der Bargeldbestand im Automaten-
spiel und an den Spieltischen zu sichern 
ist, 

6.  welche Qualifikation für die Personen 
nach § 4 Absatz 6 Nummer 10 erforder-
lich ist und wie diese Qualifikation und 
die erforderliche Zuverlässigkeit nach-
zuweisen sind, 

7.  welche Qualifikation für die Personen 
nach § 4 Absatz 7 Nummer 12 erforder-
lich ist, wie diese nachzuweisen ist und 
wie und wie oft sie zu schulen sind, wel-
che Rechte und Pflichten diese haben 
sollen und 

8.  welche Mindestanforderungen die Sozi-
alkonzepte nach § 4 Absatz 7 Nummer 
4 erfüllen müssen und wie oft sie evalu-
iert und überprüft werden müssen. 

 
(2) Das für die Glücksspielaufsicht zustän-
dige Ministerium wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit den für Gesundheit und für Fi-
nanzen zuständigen Ministerien durch 
Rechtsverordnung eine Spielordnung zu er-
lassen. In ihr kann insbesondere bestimmt 
werden, 
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1.  welche allgemeinen Zutrittsvorausset-
zungen für den Spielbankbesuch beste-
hen, insbesondere, dass sich die Besu-
chenden auszuweisen und welche Per-
sonalien sie anzugeben haben, 

2.  welche Spiele nach welchen Spielregeln 
gespielt werden dürfen, welche Pflich-
ten der Konzessionsinhaberin oder des 
Konzessionsinhabers bei Sonderveran-
staltungen bestehen, 

3.  wie und in welcher Höhe (Mindest- und 
Höchstbeträge) die Spieleinsätze zu er-
bringen sind, 

4.  wie Spielmarken in geeigneter Form 
kontrolliert werden, 

5.  welche Pflichten die Spielerinnen und 
Spieler hinsichtlich des Setzens von 
Spielmarken und der Geltendmachung 
von Einsätzen und Gewinnansprüchen 
haben, 

6.  welche Pflichten die Spielerinnen und 
Spieler im Rahmen der Spielteilnahme 
und bei Verlassen der Spielbank haben, 

7.  welche Verhaltensregeln innerhalb der 
Spielbank für die Spielerinnen und Spie-
ler gelten, 

8.  wie die konkrete Gewinnentwicklung 
festgestellt wird und Gewinne ausge-
zahlt werden, 

9.  wie die Datenerfassung zu erfolgen hat, 
welche Daten in der Besucherdatei zu 
speichern sind und wann sie zu löschen 
sind, 

10.  die Dauer der Sperren und die Mittei-
lungspflichten bei Sperren und 

11.  welche Daten an Sperrsysteme und an 
ausländische Spielbanken übermittelt 
werden dürfen. 

 
(3) Die Spielordnung ist im Eingangsbereich 
vor der Einlasskontrolle und in den Spielsä-
len deutlich sichtbar auszuhängen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 19 
Spielbankabgabe 

 
(1) Die Spielbankunternehmerin oder der 
Spielbankunternehmer ist verpflichtet, an 
das Land eine Spielbankabgabe zu entrich-
ten. Spielbankunternehmerin oder Spiel-
bankunternehmer im Sinne dieses Gesetzes 
und der auf Grund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen ist diejenige oder 
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7. In § 19 Absatz 1 Satz 4 werden die Wör-

ter „2 des Gesetzes vom 3. Dezember 
2019 (GV. NRW. S. 911)“ durch die 
Wörter „1 des Gesetzes vom 23. Juni 
2021 (GV. NRW. S. 722, ber. S. 1102)“ 
ersetzt. 

 

derjenige, die oder der eine Spielbank tat-
sächlich betreibt. Die Spielbankabgabe ist 
nach Maßgabe des Haushaltsplans für öf-
fentliche oder gemeinnützige Zwecke zu ver-
wenden. Die §§ 8 und 9 des Ausführungsge-
setzes NRW Glücksspielstaatsvertrag vom 
13. November 2012 (GV. NRW. S. 524), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
3. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 911) geän-
dert worden ist, bleiben unberührt. 
 
 
 
(2) Bemessungsgrundlage für die Spielbank-
abgabe sind die Bruttospielerträge. Die 
Spielbankabgabe beträgt 30 Prozent und sie 
erhöht sich für Bruttospielerträge, die je 
Spielbank 15 Millionen Euro im Kalenderjahr 
übersteigen, um weitere 10 Prozent der Brut-
tospielerträge. Bei Eröffnung einer Spielbank 
kann das für die Glücksspielaufsicht zustän-
dige Ministerium im Einvernehmen mit dem 
für Finanzen zuständigen Ministerium die 
Spielbankabgabe für einen Zeitraum von 
höchstens drei Jahren einheitlich auf 25 Pro-
zent der Bruttospielerträge ermäßigen. 
 
(3) Bruttospielertrag eines Spieltages ist 
 
1.  bei den Glücksspielen, bei denen die 

Spielbank ein Spielrisiko trägt, der Be-
trag, um den die täglichen Spieleinsätze 
die Gewinne der Spielenden überstei-
gen, die diesen nach den Spielregeln 
zustehen (Bruttogewinn), abzüglich der 
noch nicht verrechneten Verluste ver-
gangener Spieltage und 

2.  bei den Glücksspielen, bei denen die 
Spielbank kein Spielrisiko trägt, der Be-
trag, der der Spielbank zufließt. 

Der Bruttospielertrag wird im Einzelnen 
nach den Absätzen 4 bis 14 ermittelt. 
 
(4) Nicht abgeholte Einsätze und Gewinne 
sowie Beträge, die nach dem Ende der Ein-
satzmöglichkeit gesetzt, von den Spielenden 
aber nicht zurückgenommen werden und der 
Spielbank verbleiben, werden dem Brutto-
spielertrag zugerechnet. 
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(5) Falsche Spielmarken, falsche Geld-
scheine und falsche Münzen, sowie Spiel-
marken anderer Spielbanken an den Spielti-
schen und im Automatenspiel mindern den 
Bruttospielertrag nicht, sie sind mit dem Wert 
zu berücksichtigen, mit dem sie am Glücks-
spiel teilgenommen haben. Fremdwährun-
gen sind mit ihrem Rückkaufswert dem Brut-
tospielertrag zuzurechnen. 
 
(6) Kulanzzahlungen mindern den Brutto-
spielertrag. Eine Kulanzzahlung ist eine von 
der Spielbankunternehmerin oder dem Spiel-
bankunternehmer beabsichtigte Auszah-
lung, die sich nicht zwangsläufig aus dem 
Spielbetrieb ergibt, bei der aber die Möglich-
keit eines zu Recht bestehenden Anspruchs 
nicht ausgeschlossen werden kann. Zahlun-
gen aus anderen Gründen führen nicht zur 
Minderung des Bruttospielertrags. Die Ent-
scheidung über Kulanzzahlungen obliegt der 
Finanzaufsicht. 
 
(7) Verluste und Schäden der Spielbankun-
ternehmerin oder des Spielbankunterneh-
mers, die auf ein ersatzpflichtiges Verhalten 
ihrer oder seiner Beschäftigten zurückzufüh-
ren ist, mindern den Bruttospielertrag nicht. 
Ein ersatzpflichtiges Verhalten ist grundsätz-
lich dann anzunehmen, wenn es auf einer 
vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflicht-
verletzung beruht. Die Verpflichtung zur Kor-
rektur des Bruttospielertrags besteht für die 
Spielbankunternehmerin oder den Spiel-
bankunternehmer unabhängig davon, ob sie 
oder er einen Schadenersatzanspruch ge-
gen ihre oder seine Beschäftigten geltend 
macht oder realisiert, gegebenenfalls ist der 
Erhöhungsbetrag von der Spielbankunter-
nehmerin oder dem Spielbankunternehmer 
zunächst im Schätzungswege zu ermitteln 
und im Rahmen der nächstfolgenden Steu-
eranmeldung über die Spielbankabgabe und 
die zusätzlichen Leistungen zu erfassen. Die 
endgültige Besteuerung in Höhe des im 
rechtskräftigen Urteil festgestellten Betrages 
erfolgt im Rahmen der auf den Eintritt der 
Rechtskraft des Urteils folgenden Steueran-
meldung. 
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(8) Verluste und Schäden der Spielbankun-
ternehmerin oder des Spielbankunterneh-
mers, die auf ein Verhalten ihrer oder seiner 
Gäste oder auf nicht ersatzpflichtiges Verhal-
ten ihrer oder seiner Beschäftigten zurückzu-
führen sind, mindern den Bruttospielertrag. 
Gleicht ein Gast den der Spielbankunterneh-
merin oder dem Spielbankunternehmer zu-
gefügten Schaden oder Verlust später ganz 
oder teilweise aus, ist der Bruttospielertrag in 
diesem Zeitpunkt um den Rückzahlungsbe-
trag zu erhöhen und in der nächsten Steuer-
anmeldung zu erfassen. 
 
(9) Richtigstellungen sind bei der Ermittlung 
des Bruttospielertrags zu berücksichtigen. 
Eine Richtigstellung liegt vor, wenn der nach 
den Spielregeln zutreffende Gewinn oder 
Spielverlauf beziehungsweise Gewinn- und 
Spielverlauf nachträglich korrigiert wird. An 
der Entscheidungsfindung über Richtigstel-
lungen ist die Finanzaufsicht unverzüglich zu 
beteiligen. 
 
(10) Sachpreise mindern den Bruttospieler-
trag um die für Leistungen Dritter erbrachten 
Beträge. Eigenkosten der Spielbankunter-
nehmerin oder des Spielbankunternehmers 
mindern den Bruttospielertrag grundsätzlich 
nicht. Im Rahmen von Turnierserien, bei de-
nen der Wert der in den Vorrunden ausge-
spielten Finalkarten das Turnierergebnis der 
Vorrunde verringert, ist der Bruttospielertrag 
um den Wert der ausgespielten Finalkarten 
zu mindern. Die Minderung ist erst im Zeit-
punkt der Preisausspielung und unter Vor-
lage der Rechnung in Höhe des tatsächlich 
entstandenen Aufwands (brutto) zulässig. 
 
(11) Werden thesaurierte Beträge in Form 
von Geld- oder Sachpreisen auch im Rah-
men einer Veranstaltung ausgespielt, die zu-
gelassene und nicht zugelassene Spiele be-
inhaltet, darf eine Minderung des Bruttospie-
lertrags nur in Höhe der im Rahmen der zu-
gelassenen Spiele ausgespielten Beträge er-
folgen. Eine unentgeltliche Spielteilnahme ist 
unschädlich. § 4 Absatz 1 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 bleibt unberührt. Wer-
den im Rahmen einer Veranstaltung in Vor-
runden Teilnahmeberechtigungen an den 
Spielen der Hauptrunde ausgespielt, sind 
diese Teilnahmeberechtigungen mangels 
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Fremdeinkauf kein Sachpreis und daher 
nicht bruttospielertragsmindernd zu berück-
sichtigen. Die Kosten für ein eventuelles 
Rahmenprogramm dürfen weder den Be-
stand der thesaurierten Beträge noch den 
Bruttospielertrag mindern. 
 
(12) Spieltag ist der Zeitraum von der Öff-
nung der Spielbank bis zur Schließung. An 
Tagen, an denen die Spielbank geschlossen 
ist, gilt der Kalendertag als Spieltag. 
 
(13) Spielverluste eines Spieltags werden für 
jede Spielbank mit den im laufenden Monat 
erzielten Bruttospielerträgen, getrennt nach 
Klassischem Spiel und Automatenspiel, ver-
rechnet, ein verbleibender Verlust kann mit 
den Bruttospielerträgen der folgenden Mo-
nate verrechnet werden. Dabei werden die 
Erträge sämtlicher in der Spielbank veran-
stalteter Glücksspiele berücksichtigt. 
 
(14) Auf die für den jeweiligen Standort zu 
entrichtende Spielbankabgabe ist die auf 
den Spielbetrieb entfallende Umsatzsteuer in 
ihrer tatsächlichen und endgültig zu entrich-
tenden Höhe anzurechnen. Die Anrechnung 
von Umsatzsteuerbeträgen auf die Spielban-
kabgabe kann nicht zu einer Erstattung füh-
ren. Zu einem Anmeldetermin nicht ver-
brauchte Anrechnungsbeträge sowie ange-
fallene Vorsteuerüberhänge sind mit den An-
rechnungsbeträgen des nachfolgenden An-
meldezeitraums beziehungsweise der nach-
folgenden Anmeldezeiträume zu verrech-
nen. Änderungen der Anrechnungsbeträge, 
die sich zum Beispiel auf Grund einer Außen-
prüfung ergeben, sind im Rahmen der 
nächstfolgenden Steueranmeldung zu be-
rücksichtigen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 21 
Gewinnabgabe 

 
(1) Neben der Spielbankabgabe nach § 19 
und den zusätzlichen Leistungen nach § 20 
unterliegt der Betrieb einer Spielbank der 
Gewinnabgabe. Die Gewinnabgabe beträgt 
35 Prozent der nach Absatz 2 ermittelten ku-
mulierten positiven und negativen Bemes-
sungsgrundlagen aller Spielbankunterneh-
men der Konzessionsinhaberin oder des 
Konzessionsinhabers im Geltungsbereich 
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dieses Gesetzes. Die Gewinnabgabe darf 
die Bemessungsgrundlagen oder deren 
Saldo nicht mindern. 
 
(2) Die Bemessungsgrundlage ist das nach 
dem Handelsgesetzbuch zu ermittelnde Jah-
resergebnis des Spielbankunternehmens 
nach Bereinigung der Zuführungen und Auf-
lösungen des nach Vorgaben der Konzes-
sion zu bildenden Risikofonds sowie den 
Hinzurechnungen nach Absatz 3 und den 
Minderungen nach Absatz 4. 
 
(3) Bei der Berechnung der Bemessungs-
grundlage sind die folgenden Aufwendungen 
hinzuzurechnen, soweit sie das Jahreser-
gebnis gemindert haben: 
 
1.  Aufwendungen gegenüber Gesellschaf-

terinnen oder Gesellschaftern und ver-
bundenen Unternehmen des Spiel-
bankunternehmens, die bei diesen 
nicht der Ertragsbesteuerung unterlie-
gen, 

2.  Aufwendungen, soweit diese oder die 
zugrundeliegenden Vereinbarungen 
nach allgemeiner Verkehrsauffassung 
als unangemessen anzusehen sind 
und 

3.  Aufwendungen aus Beteiligungen an 
Spielbankunternehmen. 

 
(4) Bei der Berechnung der Bemessungs-
grundlage sind die folgenden Posten abzu-
ziehen: 
 
1.  der vortragsfähige Fehlbetrag der Vor-

jahre nach Absatz 5 und 
2.  Erträge im Sinne des Absatzes 3 Num-

mer 3. 
 
(5) Ist der Saldo der nach Absatz 2 ermittel-
ten Bemessungsgrundlagen aller Spiel-
bankunternehmen der Konzessionsinhabe-
rin oder des Konzessionsinhabers negativ, 
ist dieser als vortragsfähiger Fehlbetrag ge-
sondert festzustellen. Die gesonderte Fest-
stellung gilt für die nachfolgende Feststel-
lung als Grundlagenbescheid im Sinne des 
§ 171 Absatz 10 der Abgabenordnung. Der 
festgestellte vortragsfähige Fehlbetrag der 
Vorjahre erhöht sich jeweils um Fehlbeträge 
im Sinne des Satzes 1. Fehlbeträge, die 
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8. In § 21 Absatz 5 Satz 5 werden die Wör-

ter „[Jahr des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes]“ durch die Angabe „2020“ er-
setzt. 

 

nach Absatz 4 Nummer 1 abgezogen wur-
den, sind von dem festzustellenden Betrag 
abzusetzen. Fehlbeträge, die vor dem 1. Ja-
nuar [Jahr des Inkrafttretens dieses Geset-
zes] entstanden sind, bleiben unberücksich-
tigt. 
 
(6) Schuldnerin oder Schuldner der Ge-
winnabgabe ist die Konzessionsinhaberin o-
der der Konzessionsinhaber. 
 

Artikel 2 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
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Begründung 
 

A Allgemeiner Teil 
 
Anlass für die Novellierung des Spielbankgesetzes NRW ist die Neuregelung der Öff-
nungszeiten von Spielbanken am 24. Dezember. Mit der Änderung der Öffnungszeiten 
soll an die ursprüngliche Regelung, die in der damaligen Glücksspielverordnung NRW 
verankert war, angeknüpft werden. 
 
Des Weiteren sollen einige Ergänzungen vorgenommen werden. Diese Ergänzungen 
dienen der Klarstellung für die praktische Anwendung durch die Ministerien, ohne dass 
eine inhaltliche Veränderung damit verbunden wird. 
Schließlich werden redaktionelle Anpassungen und Aktualisierungen von Vollzitaten 
vorgenommen. 
 
B Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1 
 
Zu § 2: 
Die Ergänzungen in Absatz 3 definieren, was unter Klassischem Spiel im Sinne des 
Spielbankgesetzes NRW zu verstehen ist. Zudem wird durch die Formulierung klarge-
stellt, dass das Klassische Spiel nur in Spielbanken angeboten werden darf. 
 
Zu § 4: 
 
Zu Absatz 1: 
Der Einschub in Absatz 1 dient der Klarstellung, dass die Erteilung der Konzession 
und alle damit zusammenhängenden Verwaltungshandlungen gebührenpflichtig sind 
und sich die Gebührenerhebung nach dem Gebührengesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen in Verbindung mit der Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung richtet. 
 
Zu Absatz 3: 
Die Einfügung des neuen Satzes in § 4 Absatz 3 („Bei Änderungen nach Satz 3 Num-
mer 2 und 3 sind die Namen der Angehörigen der Mitglieder des Geschäftsführungs-
organs beziehungsweise der Gesellschafter gemäß § 15 der Abgabenordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), 
die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 27330) 
geändert worden ist, offenzulegen.“) folgt einem praktischen Bedürfnis. 
 
Bei Änderungen der Mitglieder des Geschäftsführungsorgans beziehungsweise der 
Gesellschafter während der Konzessionslaufzeit sind nun die Namen der Angehörigen 
im Sinne des § 15 der Abgabenordnung offenzulegen. 
 
Eine solche Offenlegung schreibt § 16 Absatz 4 im Rahmen des Konzessionsverfah-
rens bereits vor. Dort ist geregelt, dass der Vergabestelle von den Bewerberinnen oder 
den Bewerbern die Namen ihrer Angehörigen gemäß § 15 der Abgabenordnung offen-
zulegen sind. Die Offenbarungs- und Anzeigepflichten dienen der Überprüfung der Zu-
verlässigkeit der Bewerberinnen und Bewerber und sollen künftig auch die 
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Zuverlässigkeit der neuen Mitglieder des Geschäftsführungsorgans beziehungsweise 
der Gesellschafter überprüfen. 
So wird verhindert, dass künftig neue Mitglieder des Geschäftsführungsorgans bezie-
hungsweise der Gesellschafter ihre Angehörigenverhältnisse weniger umfassend of-
fenlegen müssen als ihre Vorgänger im Rahmen des Konzessionsverfahrens. 
 
Zu § 7: 
Die Änderungen in § 7 haben nur redaktionelle Bedeutung.  
 
Zu § 9: 
Die Änderung zu den Öffnungszeiten der Spielbanken am 24. Dezember knüpft an die 
ursprünglichen Regelungen, die in der Glücksspielverordnung NRW vom 11. Dezem-
ber 2008 verankert waren, an. Die Änderung bedeutet, dass der Spielbankbetrieb – 
wie früher – am 24. Dezember bis spätestens 4 Uhr fortgeführt werden darf. Am 24. 
Dezember müssen die Spielbanken von 4 bis 24 Uhr geschlossen sein. Die Öffnung 
von Spielbanken bis 4 Uhr am 24. Dezember soll deshalb möglich sein, weil es sich 
dem 24. Dezember gemäß § 2 des Gesetzes über die Sonn- und Feiertage um keinen 
Feiertag handelt.  
 
Zu § 13: 
Die Ergänzung „Spielgeräte“ in § 13 Absatz 2 Nummer 3 dient der Klarstellung und 
Vollständigkeit. Das für die Glücksspielaufsicht zuständige Ministerium ist u.a. insbe-
sondere berechtigt, die Löschung wesentlicher Betriebsdaten der Spielgeräte und 
Spielautomaten von seiner Zustimmung abhängig zu machen. Mit dem ergänzten Be-
griff „Spielgeräte“ sollen auch Geräte wie bspw. Glücksräder erfasst werden, die sich 
nicht unter den Begriff der Spielautomaten subsumieren lassen. 
 
Zu § 14: 
 
Zu Absatz 1: 
Die Ergänzungen in Absatz 1 Nummer 2 und 4 dienen der Klarstellung und Vollstän-
digkeit. Mit dem ergänzten Begriff „Spielgeräte“ sollen auch Geräte wie bspw. Glücks-
räder erfasst werden, die sich nicht unter den Begriff „Spielautomaten“ subsumieren 
lassen. 
Die Änderung in Absatz 1 Nummer 7 ist redaktioneller Art. 
 
Zu § 19: 
Die Änderung in § 19 Absatz 1 ist redaktioneller Art. Sie dient der Aktualisierung des 
Vollzitates. 
 
Zu § 21: 
Die Änderung ist redaktioneller Art. 
 
Zu Artikel 2: 
Die Vorschrift enthält eine Regelung zum Inkrafttreten. 
 


